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Redebeitrag anlässlich der Kundgebung am 25.06.2025 von Frank Couck –  

Arbeitsgruppe „Wohnen und öffentlicher Raum“  

der Saarländischen Armutskonferenz e.V. (SAK)  

 

Bezahlbarer Wohnraum für Alle!  - Die Maßnahmen des Ministers bringen nicht 

die erhoffe Wende am sozialen und bezahlbaren Wohnungsmarkt im Saarland 

 

Einer zunehmenden Zahl an Menschen gelingt es nicht mehr, eine für sie bezahlbare Woh-

nung zu finden. Die Anzahl an Sozialwohnungen ist im Saarland zum Vorjahr gering um 91 

auf 826 angestiegen, während der Bedarf bei 13800 liegt. Die Problematik führt kein Nischen-

dasein mehr und rückt in die Mitte der Gesellschaft. Wohnen ist zunehmend zu einem Ar-

mutsrisiko geworden und Armutsbetroffene haben de facto keine Chance eine für sie bezahl-

bare Wohnung zu finden.  

 

Die Geschichte des sozialen Wohnungsbaus in Deutschland ist eng mit politischen, wirtschaft-

lichen und gesellschaftlichen Entwicklungen verknüpft. Wer baute hat sich im Laufe der Jahr-

zehnte deutlich verändert. Gerade in der Historie von großen Krisen in Deutschland zeigten 

sich große politische Anstrengungen die Wohnungsnot in Deutschland zu bekämpfen. Nach 

dem ersten Weltkrieg, der Nachkriegszeit des zweiten Weltkrieges und dem Strukturwandel in 

den 1970er bis 1980er Jahre bauten kommunale und landeseigene Wohnungsbaugenossen-

schaften und -Gesellschaften enorme Kapazitäten an bezahlbaren und sozialen Wohnraum 

auf. Nach dem Wohnungsbauboom wurde das Ziel „Wohnung für Alle“ weitgehend erreicht. 

Die Entwicklung zeigt jedoch ab Ende der 1980er Jahre, dass mit Abnahme staatlicher Woh-

nungsbauprogramme parallel die Anzahl der Menschen in prekären sozialen und ökonomi-

schen Verhältnissen angestiegen ist. Eine unzureichende Armutsbekämpfung und die Einkom-

mensentwicklung vieler Menschen und die daraus resultierenden Ungleichheiten in der Ge-

sellschaft begünstigen zunehmend die Problematik. 

 

In Deutschland gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Bundesländern, was die Förde-

rung und die Reaktivierung kommunaler Akteure betreffen. Einige Länder haben gezielt ge-

gengesteuert, weil der Rückzug des Staates aus dem Wohnungsbau zu Wohnungsnot und 

stark steigenden Mieten geführt hat. Im Saarland tragen private Investoren rund 51% der ge-

nehmigten Neubauwohnungen und 20% öffentliche Wohnungsunternehmen eingeschränkt 

zum Neubau an Sozialwohnungen bei. Laut Bundesministerium ist der Bundesdurchschnitt 

jedoch bei 40% der Neubauten von Kommunalen Wohnungsunternehmen, 45% von privaten  
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Investoren und 10% genossenschaftliches Bauen. Ein Best Practices Beispiel ist Berlin. Das 

Ziel ist jährlich mindestens 30-50% geförderte Wohnungen bei Neubauprojekten durch lan-

deseigene Unternehmen sicher zu stellen.  

Das Saarland ist bundesweit Schlusslicht beim Sozialen Wohnungsbau 

 

Die saarländische Landesregierung setzt weiterhin auf eine dominierende private Investoren-

lösung. Trotz Anpassungen in den Förderprogrammen und den dazugehörigen Verwaltungs-

vorschriften sind die Anreize für private Investoren zu gering, um Sozialwohnungen zu bauen. 

Unlängst äußert sich der Immobilienverband Deutschland West (IVD) mit deutlichen Worten 

zu dem Förderprogramm der Landesregierung und benennt, dass „kein Investor […] das Pro-

gramm nutzen [kann], ohne Verluste einzufahren“. Die benannten Mietobergrenzen sind nach 

Aussage des Verbandes mit den hohen Baupreisen im Mietwohnungsbau als Lücke nicht zu 

schließen. Hierzu hat bereits die aktuelle Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag eine För-

derung unterhalb von 15€/qm nicht ausreichend ambitioniert benannt. Für viele Menschen liegt 

diese Miete jedoch weit über der Leistbarkeitsgrenze und stellt somit auch keine Lösung dar, 

um eine ausreichende Anzahl an bezahlbaren Wohnungen langfristig sicher zu stellen.  

 

Wir fordern einen starken politischen Willen der Landesregierung den kommu-

nalen Bestand zu reaktivieren, auszubauen und rückzukaufen.  

 

Es braucht neben den Förderprogrammen neue Regelungen und Gesetze, welche die Macht 

des Marktes regulieren und in ein Verhältnis zur Daseinsfürsorge des Staates rücken sollten, 

um eine ausreichende Versorgung von Wohnraum langfristig sicher stellen zu können. Die 

Saarländische Armutskonferenz fordert seit Jahren, dass die öffentlichen Wohnungsbauge-

sellschaften stärker in die soziale Wohnraumförderung mit einbezogen werden und die Ver-

stetigung des sozialen und bezahlbaren Wohnungsbaus als staatliche Aufgabe angesehen 

werden. Darüber hinaus braucht es eine soziale Ausrichtung der Wohnungspolitik sowie aus-

reichenden finanziellen Zuwendungen des Bundes, um wahrnehmbare Effekte am Sozialen 

Wohnungsmarkt zu bewirken. 

 

Wohnen ist ein Menschenrecht. Dieses Recht ist nicht verhandelbar und kann 

als originäre staatliche Aufgabe nicht an den Markt abgetreten werden.   

 

 

Saarbrücken, den 25.06.2025  

 
 


